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Einleitung 

Unter den Gründen, die gemäß § 244 III StPO die Ablehnung eines 
Beweisantrages rechtfertigen, ist die erst 1935 ins Gesetz aufgenommenel 
Wahrunterstellung2 insofern besonders interessant, als ihre große Be-
liebtheit in der Praxis der Untergerichte in offenem Gegensatz zu dem 
diesem Rechtsinstitut überwiegend skeptisch gegenüberstehenden Schrift-
tum steht. Die Palette der Kritik reicht von "irreführend"3, "nicht ganz 
lupenrein'" und "gewisser Skepsis"5 über "notwendiges übel'" und "be-
denklich"7 bis hin zu "gefährlich"8, "fragwürdig"9 und "berüchtigt"lo, ja 
sogar zu "schädlich und überflüssig"l1. Und selbst wo nicht ausdrück-
lich die Beseitigung dieses Ablehnungsgrundes gefordert wirdl2, werden 
die Richter im Hinblick darauf, daß "dieses Institut ... in der Praxis et-

1 Durch das Gesetz zur Änderung der Vorschriften des Strafverfahrens und 
des GVG vom 28. 6. 1935 (RGBl I, S. 844), jedoch nicht für die Verfahren vor 
dem Amtsgericht und dem Landgericht als Berufungsgericht. Das in § 245 11 
stPO verankerte System der formulierten Ablehnungsgründe wurde zwar 
durch § 24 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung 
und der Rechtspflege vom 1. 9. 1939 (RGBI I, S. 1658) wieder aufgegeben, je-
doch nach dem Kriege zunächst in einzelnen Besatzungszonen und sodann 
bundeseinheitlich durch das Gesetz zur Wiederherstellung der Rechtseinheit 
auf dem Gebiete des GVG, der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens 
und des Kostenrechts vom 12. 9. 1950 (BGBI, S. 455) wieder eingeführt. 

! Künftig WU abgekürzt. 
a Schwarz, DJZ 1935, Sp. 925/927 f. 
4 Dahs, Strafverteidiger, S. 360. 
5 Dahs, Strafverteidiger, S. 359. 
e Mannheim, JW 1927, 388/389. 
7 Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 341, Anm. 14; Jagusch, NJW 1971, 2198/ 

2203. Alsberg, JW 1930, 3324 spricht von "bedenklichem Ruf". 
8 Bendix, Neuordnung des Strafverfahrens, S. 212; Schorn, Strafverteidiger, 

S. 154; Grünwald, Honig-Festschrift, S. 68. Vgl. auch Radbruch, RG-Festgabe, 
S. 203; Kreuzer, Diss., S. 54 f. 

9 Eberhard Schmidt, Lehrkommentar 11, § 244, Rdnr. 58. 
10 Bendix, Neuordnung des Strafverfahrens,. S. 212; ähnlich Willms, Schäfer-

Festschrift, S. 275: "beständiges Ärgernis". 
11 Radbruch, RG-Festgabe, S. 208; ähnlich Simader, Ablehnung, S. 137; 

Mattern, Diss., S. 114, 130 f. 
12 So jedoch in neuerer Zeit insbesondere Grünwald, Honig-Festschrift, S.68. 

Gegen die Einführung dieses Rechtsinstituts bereits E 1908, Begr. zu § 232, 
Sp. 288; E 1909, Begr. zu § 232, S. 159; Goldschmidt, Prozeß als Rechtslage, 
S. 454; v. Dohna, Strafprozeßrecht, S. 172 und in: Verhandlungen des 35. DJT, 
S. 138 (nicht ganz so weitgehend aber in: JW 1929, 1445); Radbruch, RG-Fest-
gabe, S. 208 und passim; Völcker, Diss., S. 23; Schenk, Diss., S. 171 f. 
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was verwildert ist"13, zu zurückhaltender Anwendung14 und die Vertei-
diger im Falle einer WU durch den Tatrichter zu erhöhter Vorsicht er-
mahnt15• 

Die Diskrepanz von Theorie und täglicher Praxis ist auch nicht durch 
die Judikatur der Obergerichte beseitigt: Zwar ist hier insofern eine 
restriktive Tendenz unverkennbar, als der Primat der Aufklärungs-
pflicht gegenüber der WU betont wird16, doch ist die Rechtsprechung, wie 
noch eingehend zu zeigen sein wird17, keineswegs homogen, sondern 
vielfach in sich widersprüchlich, so daß von einer klaren Bestimmung 
von Inhalt und Grenzen der WU nicht die Rede sein kann. Angesichts 
der zentralen Bedeutung des Beweisrechts für die Wahrheitsermitt-
lung18 und der zahlenmäßigen Häufigkeit der WUu, muß das jedoch er-
reicht werden, wenn man das Rechtsinstitut beibehalten will. 

Und warum sollte eigentlich auf ein so "probates Hilfsmittel des ge-
plagten Tatrichters"20 ohne wirklich zwingenden Grund verzichtet wer-
den? Insbesondere prozeßökonomische Erwägungen21 lassen dies unan-
gebracht erscheinen22 ; und daß ein großes Bedürfnis nach einem derar-
tigen Ablehnungsgrund besteht, mit dessen Hilfe nutzlose Beweiserhe-
bungen vermieden werden können, zeigt sich deutlich daran, daß die WU 
in ihrer jetzigen Gestalt auch praeter legem durch die Rechtsprechung 

13 Alsberg, JW 1929, 977; Alsberg / Nüse, Beweisantrag, S. 147. 
uAlsberg, Verhandlungen des 35. DJT, S. 464; JW 1930, 153/154 und 3325; 

Mannheim, JW 1931, 2031/2032; Kohlhaas, LM Nr. 42 zu § 244 II StPO; Henkel, 
Strafverfahrensrecht, S. 341, Anm.14. 

15 Sarstedt spricht von einem "Alarmzeichen", das nur bedeuten könne, daß 
der Richter einen Weg gefunden habe, den Angeklagten trotz WU zu verurtei-
len (DAR 1964, 307/312; ähnlich in: Revision, S. 187, Anm. 21). 

18 Vgl. BGHSt 1, 137/139 mit Anm. Hülle, LM Nr. 3 zu § 244 III Stpo; BGH, 
NJW 1959, 396; 1961, 2069/2070; RGSt 47, 417/424; OLG Hamm, VRS 10, 364; 
OLG Köln, JMBINRW 1962, 39/40; OLG Celle, JR 1964, 353; OLG Saarbrücken, 
VRS 38, 59. 

17 Vgl. unten 1. Kap. I. 
18 So zutreffend Alsberg / Nüse, Beweisantrag, S. 17. 
18 Genaue Zahlenangaben sind leider nicht möglich, da empirische Untersu-

chungen bislang nicht vorliegen. Nach einer Schätzung von Kurtze (Diss., 
S. 45) aus dem Jahre 1926 wird jedoch etwa die Hälfte aller Ablehnungsbe-
schlüsse auf eine WU gestützt; und auch heute noch wird von richterlicher und 
anwaltschaftlicher Seite immer wieder die Beliebtheit gerade der WU als Be-
weisablehnungsgrund hervorgehoben; vgl. statt aller Dahs, Strafverteidiger, 
S.359. 

10 Seibert, NJW 1960, 19/20. 
21 Zu den überwiegend prozeßtaktischen Gründen, deretwegen auch seitens 

der Anwaltschaft eine WU nicht ungerne gesehen wird, vgl. Dahs, Strafvertei-
diger, S. 360, 361. 

22 So auch Bendix, Neuordnung des Strafverfahrens, S. 212; Alsberg, JW 
1929, 977 und Alsberg / Nüse, Beweisantrag, S. 147; Seibert, NJW 1960, 19/20; 
Dahs, Strafverteidiger, S. 360; Schröder, NJW 1972, 2105/2108 f. 
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des Reichsgerichts entwickelt wurde23• Deshalb sollte man nicht resignie-
rend einfach die Flinte ins Korn werfen, sondern versuchen, die gegen-
sätzlichen Standpunkte von Praxis und kritischer Theorie dadurch zu 
überwinden, daß feste, rechtsstaatliche Konturen für diesen Ablehnungs-
grund herausgearbeitet werden. 

Was bisher hierzu getan wurde, reicht - ohne das große Verdienst 
von Max AlsbeTg um die Systematisierung des gesamtEm Beweisrechts24 

und speziell der WU schmälern zu wollen25 - keinesfalls aus: Die Äuße-
rungen in der Literatur betreffen durchweg nur besonders intrikate 
Einzelfragen, wobei, was bei dieser Verengung der Betrachtungsweise 
nicht weiter wunder nimmt, die Ergebnisse meist kontrovers bleiben. Er-
forderlich wäre es aber, zunächst einmal den Ablehnungsgrund der WU 
in dem Gesamtzusammenhang der richterlichen Wahrheitsermittlung 
zu sehen und festzustellen, inwieweit die verschiedenen - einander teil-
weise widerstreitenden - Prozeßmaximen wie Aufklärungspflicht und 
Konzentrationsprinzip, freie Beweiswürdigung und "in dubio pro reo" 
seine Ausgestaltung bestimmen. Erst von einem solch sicheren Ausgangs-
punkt aus können dann Einzelprobleme mit einem höheren Anspruch 
auf allgemeine Billigung geklärt werden. 

Das zu erreichen ist Sinn und Zweck der vorstehenden Untersuchung. 

28 Vgl. SchTöder, NJW 1972, 2105/2109. 
24 Das betont zu Recht Sarstedt, DAR 1964, 307/311. 
U Vgl. außer den Zusammenfassungen in JW 1929, 977 ff. und in seiner 

grundlegenden Monographie über den Beweisantrag (1. Aufl., S. 110 ff.; 
4. Aufl., bearbeitet von Nüse, S. 146 ff.) die Anmerkungen zu Urteilen des 
Reichsgerichts in: JW 1922, 496, 1023, 1037, 1129 f. und 1212; 1923, 689 f.; 1927, 
1490 f., 2049 und 2710 f.; 1928, 2253 f.; 1929, 114 f. und 115 f.; 1930, 153 f., 935 f., 
1068 f., 1971 f. und 3325; 1931, 952, 1815, 2032 f., 2575 f. und 2820 f.; 1932, 58 ff., 
3100 f. und 3721 sowie des OLG Dresden in: JW 1930, 953. 


